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Faktenblatt: Neutralität und Sanktionen  

Worum geht es 

Als “nicht militärische Zwangsmassnahmen” oder Sanktionen werden Massnahmen von Staaten 

bezeichnet, die zur Durchsetzung von Völkerrecht ergriffen werden. Sanktionen sind ein wichtiges 

Instrument, um auf Verletzungen des Völkerrechts und Gefährdungen der internationalen Ordnung, wie 

beispielsweise den militärischen Angriff auf einen anderen Staat, zu reagieren. Damit soll erreicht 

werden, dass ein Staat, der das Völkerrecht gravierend verletzt, sich in Zukunft rechtskonform verhält. 

Sanktionen können beispielsweise Embargos von Gütern oder Dienstleistungen, Finanzsanktionen, 

Einreiseverbote oder der Abbruch diplomatischer Beziehungen sein.  

Sanktionen können von einem Staat, von einer Gruppe von Staaten oder von einer internationalen 

Organisation wie der UNO oder der EU ergriffen werden. Sanktionen sind für die Staatengemeinschaft 

inklusive der Schweiz ein gewichtiges Instrument. Die Übernahme von Sanktionen dient der Wahrung 

des Völkerrechts, der Aufrechterhaltung der Schweizer Werte und der Solidarität mit den wichtigsten 

aussen-, sicherheits- und wirtschaftspolitischen Partnern der Schweiz.  

Umsetzung in der Schweiz 

Die Übernahme von UNO-Sanktionen entspricht der bundesrätlichen Praxis seit 1993 und ist seit dem 

UNO-Beitritt von 2002 für die Schweiz verpflichtend. Die Rechtsgrundlage zur Übernahme von 

Sanktionen bildet das Embargogesetz.1 Der Bund kann Zwangsmassnahmen erlassen, um Sanktionen 

durchzusetzen, die von der UNO, der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

(OSZE) oder von den wichtigsten Handelspartnern der Schweiz beschlossen worden sind und die der 

Einhaltung des Völkerrechts dienen. Heute entscheidet der Bundesrat von Fall zu Fall, ob internationale 

Sanktionen ganz, teilweise oder gar nicht übernommen werden. Diese Abwägung erfolgt unter 

Berücksichtigung aussenpolitischer, aussenwirtschaftlicher und rechtlicher Kriterien.  

Bedeutung für die Schweiz und ihre Neutralität 

Die Übernahme von Sanktionen ist mit der Neutralität grundsätzlich zu vereinbaren. Das 

Neutralitätsrecht kennt weder ein Gebot noch ein Verbot von Sanktionen gegenüber anderen Staaten. 

In der Praxis spielt die Neutralität einzig bei Gütern eine Rolle, die eine Kriegsrelevanz aufweisen, d.h. 

einen Einfluss auf die Kampffähigkeit haben: Beschränkt die Schweiz im Rahmen von Sanktionen den 

Export oder Transit von kriegsrelevantem Material für eine der Kriegsparteien, so muss sie diese 

Beschränkung im kriegsrelevanten Bereich gemäss Neutralitätsrecht auch auf die andere Partei 

anwenden oder bei beiden Parteien auf Sanktionen verzichten. Bei der Einzelfallbeurteilung, ob die 

Schweiz Sanktionen ausserhalb der UNO übernehmen möchte, wird die Vereinbarkeit mit der Neutralität 

stets berücksichtigt. So hat die Schweiz beispielsweise im Kosovokonflikt 1998/1999 das von der EU 

verhängte Erdölembargo gegenüber Jugoslawien nicht mitgetragen. Der Bundesrat stufte Erdöl als 

kriegsrelevantes Gut ein, weil Jugoslawien kein eigenes Ölvorkommen hatte und damit die Ausdauer 

seiner Kriegsfähigkeit unmittelbar vom Ölimport abhing.  

 

 

 
1 Bundesgesetz über die Durchsetzung von internationalen Sanktionen, Embargogesetz, SR 946.231. 


